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Auseinandersetzung vertieft werden. Deshalb
werden die Katholiken von Papst und II.
Vatikanischem Konzil aufgefordert, den Dialog gerade
mit der Erscheinungsform des heutigen Atheismus

aufzunehmen.
Die angebliche «Marx-Renaissance» soll von
Johannes XXIII. ihren Ausgang genommen
haben und im Konzil vollends durchgebrochen
sein. Sie soll darin bestehen, dass Johannes

XXIII. und das Konzil das Verhältnis von
Eigentum und Arbeit durch die Marxsche Brille
und daher falsch sahen. Der gegen
Johannes XXIII. und das Konzil erhobene
Vorwurf geht dahin, sie unterschätzten die Institutionen

des Eigentums und überwerleten dafür
die Arbeit. Der Verfasser führt an, dass «die
katholische Soziallehre eine arge Fehlleistung mit
Marx gemeinsam» hat: beide verkennen oder
übersehen den Unternehmer und seine spezifische

Funktion. Für beide verschwindet der
Unternehmer hinter dem Kapitalisten, das heisst
dem Geldgeber und Inhaber des Unternehmens.
Der Verfasser beanstandet auch, dass die Kirche

sich unseligerweise durch den Marxschen
Generalangriff auf das private Eigentum mindestens

an Produktionsmitteln im 19. Jahrhundert
auf die Seite des Besitzbürgertums drängen liess
und dem Eigentum die institutionelle Garantie
des göttlichen Gebotes gewährt habe.
Die angebliche «katholische Marx-Renaissance»
betrachtet der Verfasser als ein Flirngespinst,
aber gleichzeitig erklärt er, dass die katholische
Soziallehre vieles von Marx gelernt habe, und
für diese Lehre bleibt Marx «der grosse, von ihr
hoch geachtete und sehr ernst genommene
Gegner».

Man erzählt, sagt der Autor, dass am Tage, an
dem Papst Paul VI. seine Enzyklika «Populo-
rum Progressio» in die Welt hinaussandte, in
Moskau die Druckmaschinen der «Prawda»
angehalten worden seien, um der bereits im Druck
befindlichen Ausgabe der Zeitung noch die
Meldung beizufügen, auch der Papst bekenne sich
zur kommunistischen Lehre. Man schloss dies
aus dem, was der Papst über das Eigentum sagte:
es gebe kein unbedingtes, unbeschränktes Recht,
das dem Eigentümer gestatte, mit seinem Eigentum

zu tun und zu lassen, was er wolle. Die
Kommunisten wiesen auf das harte Urteil der
Enzyklika über den liberalen Kapitalismus hin. Sie
stützen sich auch darauf, dass der Papst die
Notwendigkeit der Planung hervorhebt, was sie als
Ablehnung der Wettbewerbs- oder Marktwirtschaft

auslegten. Aber nicht nur auf Seiten der
Kommunisten ist die Ansicht verbreitet, dass der
Papst Marxist geworden sei, sondern auch in
christlichen, selbst katholisch-kirchlichen Kreisen

zeigt sich nach Auffassung des Autors eine
Beunruhigung. Er weist darauf, dass die
genannte Enzyklika kein einziges verurteilendes
oder auch nur unfreundliches Wort über den
Kommunismus oder die kommunistischen Länder

enthält. Die Enzyklika verurteilt die
Erscheinungen der kapitalistischen Gesellschaft,
ohne mit einem einzigen Wort die wirklich
negativen Erscheinungen in den kommunistischen
Diktaturen — niedriger Lebensstandard, keine
Freiheitsrechte — zu erwähnen. Trotzdem
glaubt der Verfasser behaupten zu können, dass
die Enzyklika «Populorum Progressio» ein
Wirksames Mittel gegen den Kommunismus sei

und dass die katholische Soziallehre von Marxismus

nicht angekränkelt sei. Diese Behauptung
scheint hier wenig überzeugend nachgewiesen.

Franz Klint

Es geht um die Zukunft Jugoslawiens

Tito und die Nachfolge
Tito hat die Gestaltung der Zukunft seines Landes für die Zeit nach seinem Weggang begonnen.
Kollektive Führung und Betonung des föderalistischen Prinzips, das sind die Richtlinien, die er
öffentlich zur Diskussion gestellt hat. Dem Anliegen kommt Dringlichkeit zu, denn Tito spricht
angesichts der Spannungen im Vielvölkerstaat von der Möglichkeit einer «sehr schweren Krise»,
wenn Jugoslawien unvorbereitet seinen Leader verlieren sollte.

Die Reorganisation der obersten Staatsführung
hat Tito in einer Rede angekündigt, die er am
21. September vor der Parteiorganisation der
kroatischen Hauptstadt Zagreb gehalten hat.
Eine kollektive Behörde soll die jetzige
Einmannherrschaft ablösen. Dazu ist ein Präsidentschaftsrat

mit ausbalancierter Mitgliedschaft zu schaffen.

Diesem «Präsidium der Republik» werden
laut Tito einige Kompetenzen der jetzigen
jugoslawischen Bundesregierung übertragen. Die
neue Behörde wird sich aus je zwei oder drei
Vertretern der einzelnen Teilrepubliken sowie
aus Vertretern der wichtigsten gesellschaftlichen.
Organisationen, namentlich der Partei und der
Gewerkschaft, zusammensetzen. Die oberste
Kontrolle über dieses Gremium wird beim
Parlament, bei der Bundesvolksversammlung,
liegen.

Die Notwendigkeit einer grundlegenden
Reorganisation begründete Tito mit den Gefahren der
Zukunft so alarmierend deutlich, dass er sogar
jegliche Tarnung der bestehenden persönlichen
Diktatur unterliess, die ja eigentlich nicht zum
Selbstverständnis eines sozialistischen Landes
gehört. Er sagte:

«Im Ausland schreibt man darüber, dass
Jugoslawien nach meinem Abgang auseinanderbrechen

wird, und bei uns tauchen gleichzeitig viele
Kombinationen über meine Nachfolger auf. Diese

und ähnliche Spekulationen verstärken mich
in der Ansicht, dass dies eines Tages zu einer
sehr schweren Krise führen kann. Vor allem
dann, wenn sich die Frage stellt, wer die
Kompetenzen übernehmen sollte, die mir die Verfas¬

sung vorschreibt.. Der Sinn der Reorganisation

liegt darin, dass das Präsidium der Republik

ein kollektives Führungsgremium wird, in
welchem alle Mitglieder die volle Verantwortung
für das Geschehen in Jugoslawien tragen und
nicht nur ich allein wie bisher. Vor mir stehen
sehr schwierige Aufgaben, und wenn etwas nicht
gut ausgehen sollte, würde die Schuld auf mich
allein fallen. Leider kann ich viele Aufgaben
nicht bewältigen, die für unsere innenpolitische
Entwicklung von grosser Bedeutung sind, da ich
mich sehr viel mit aussenpolitischen Problemen
befassen muss. Diese Aktivität wird von mir
verlangt.»
Damit hat Tito zugleich auch die Vordringlicli-
keit der ausscnpolitisclien Sorgen angedeutet. Die
sowjetische Dominanz im Nahen Osten, im
gesamten Nordafrika, im Mittelmcer und in
weiteren Teilen der Dritten Welt bedeutet, dass
Jugoslawien für seine Unabhängigkeit gegenüber
Moskau keinen Rückhalt bei den «nichtver-
pflichtcten» Mächten mehr hat, die immer
deutlicher der Sowjetunion verpflichtet sind. Wie sehr
Tito die neuen Prioritäten erkannt hat, zeigt die
Tatsache, dass er lieber das Begräbnis seines

repräsentativsten Partners und Freundes Nasser

verpassen als die Besprechungen mit Nixon
verschieben wollte.
Titos Konzeption der neuen Führung steht jetzt
zur Diskussion und nimmt ihren Weg über
Parteiführung und Parlament, um in einer
Verfassungsrevision verankert zu werden. Die genaue
Form der definitiven Lösung steht bis dahin
noch aus. Predislav Kuburovic

Tito (rechts bei seiner Ankündigung im Zagreber Parteiaktiv) will die Zukunft des Landes nach seinem
Weggang regeln. Links Edvard Kardelj, der als erster Mann einer allfälligen kollektiven Nachfolgeführung
im Vordergrund steht.
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Jugoslawischer Neutralismus
mit neuer Schlagseite?

Während sich in Kairo zu Nassers Begräbnis die

Führer der arabischen Länder und der Dritten
Welt unter der Obhut der Sowjetunion einfanden,

führte Tito, einst mit seinem Freunde Nasser

zusammen Hauptvertreter jenes Neutralismus

mit antiwestlicher Schlagseite, in Belgrad
Besprechungen mit Nixon.
Titos Entschluss, lieber mit dem «imperialistischen

Schirmherr des Zionismus» zu reden als

der Personifizierung der arabisch-sozialistischen

Sache die letzte Ehre zu erweisen, zeigt auf, wie

die jugoslawische Rangfolge der Prioritäten in

Wirklichkeit liegt, trotz aller Rhetorik^ die man
etwa an der kürzlichen «Neutralisten»-Konferenz

von Lusaka wieder gegen den (nur amerikanischen

und westlichen) Imperialismus hören

konnte. So wie Tito gegenwärtig die Regelung
der internen jugoslawischen Verhältnisse für
seine Nachfolger vornimmt, so muss er auch

Jugoslawiens Stellung in einer Welt ordnen, die

immer mehr zum Gendarmeriebezirk des Kremls
wird. Dazu gehörte der Empfang Nixons.

Nahöstliches Gleichgewicht («Oslobodenje», Sarajevo).
Wie die Zeichnung einen Balanceakt zum Inhalt hat, so präsentiert sie sich selbst als Balanceakt eines
Neutralismus, der auf Parteinahme verzichtet. Die beiden Grossmächte in ihrer Schaukelpolitik werden
einander gleichgestellt. Araber und Israelis tragen gleicherweise die Last. Hier fehlt die traditionelle
antiisraelische Spitze der früher unerlässlichen (und natürlich auch heute noch vorkommenden)
Parteinahme für die Araber.

Eine Karikatur von «Politika» (Belgrad)
zur Konferenz der «Nichtverpflichte-
ten» in Lusaka. Der Russe, der den
neutralistischen Zug der Dritten Welt
auf sein eigenes Gleis bringen wollte,
schimpft: «Die dort in Lusaka haben
wieder einmal nicht abweichen
wollen.»

Der antisowjetische Gehalt der Zeichnung

ist von erstaunlicher Unverhohlenheit.

Ganz offen wird gegen die
sowjetischen Bestrebungen polemisiert,

die Dritte Welt zu übernehmen.
Das für Lusaka implizierte Scheitern
dieser Weichenstellung trifft allerdings
in den globalpolitischen Realitäten von
heute nicht zu. Die früher einmal nicht-
verpflichtete Welt ist zunehmend dem
Kreml verpflichtet und bietet Jugoslawien

immer weniger Alternativen zur
Unterordnung unter die Sowjetunion.
Deshalb hängt Jugoslawiens
Unabhängigkeit (wie übrigens immer in
kritischen Situationen) letzten Endes von
den Garantien ab, welche die USA
bieten können. Nur haben diese eben
als Weltmacht weniger Garantien zu
bieten ais früher.
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